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Gastbeitrag

Eine Gewinnflut hat die Wirtschaft ertränkt
Überschüssige Profite müssen in die Löhne fließen und nicht in Finanzspekulationen. So wird die Kauf-
kraft gestärkt und der Abschwung gebremst, den die Finanzkrise antreibt.

Die tiefe Finanzmarktkrise hat eine radi-
kale Forderungsrhetorik ausgelöst, die
noch vor kurzem als sozialistische
Wahnvorstellung diffamiert worden wä-
re. Doch all die Regulierungen, die jetzt
vorgeschlagen werden, richten sich viel
zu wenig auf die Triebkräfte der außer
Rand und Band geratenen Finanzmärk-
te. Wenn die eigentlichen Ursachen
nicht abgestellt werden, ist die nächste
Megakrise gewiss. Entscheidend ist die
Frage nach den Quellen, aus denen das
Kapital stammt, auf dem sich heute die
Herrschaft der Finanzmärkte gründet.

Schauen wir also nach, woher das Geld
kommt. In den letzten Jahren gab es in
vielen Industriestaaten eine massive
Umverteilung des gesellschaftlichen
Reichtums - zu Gunsten der Kapitalge-
winne und zu Lasten der Massenein-
kommen. In Deutschland hat die sozial-
grüne Regierung mit ihrer neoliberalen
Agenda 2010 diese Umverteilung for-
ciert. Im Jahr 2000 betrug der Anteil der
Löhne am Bruttoinlandsprodukt noch
gut 72 Prozent, im letzten Jahr waren es
gerade noch 64,6 Prozent. Darüber hin-
aus hat sie die Finanzmärkte schrittwei-
se dereguliert. Die neoliberale Vor-
fahrtsregel für Gewinne hat bei Unter-
nehmen und Reichen zu massiven Li-
quiditätsüberschüssen geführt. Diese
Überschüsse strömten auf den Finanz-
markt. Kapitalsammelstellen wie Invest-
mentbanken und Hegefonds zogen das
Geld wie ein Staubsauger an. Ihr erklär-
tes Ziel lautete: Anlagen mit möglichst
hohen Profiten finden. Dass dies auf
Dauer nicht gut geht, wird uns heute

drastisch vor Augen geführt.

Die produzierende Wirtschaft spielt bei
alledem eine widersprüchliche Rolle:
Unternehmen haben einen Teil ihrer
Mega-Gewinne investiert - der Milliar-
den-Rest floss jedoch auf die Finanz-
märkte. Damit hat die Industrie selbst
den Spekulationskapitalismus angeheizt
und davon profitiert. Einige Firmen
wurden jedoch von renditehungrigen
Anlagespekulanten geschluckt, oft mit
katastrophalen Folgen für Unternehmen
und Belegschaften. Die Umverteilung
auf Kosten der Lohnbezieher hat auch
auf die produzierende Wirtschaft insge-
samt eine brutale Nebenwirkung: Die
Kaufkraft schwindet - und Firmen fin-
den keine Abnehmer mehr für ihre Pro-
dukte.

Damit die Produktionswirtschaft die
Vorherrschaft über die hoch riskanten
Finanzmärkte zurückgewinnt, müssen
die gesamtwirtschaftlich schädlichen
Renditeansprüche zurückgedreht wer-
den zu Gunsten der Beteiligung der
Wertschöpfenden. Eine gerechte Um-
verteilung zu Gunsten der Arbeits- und
Sozialeinkommen schafft ein Nachfra-
gepotenzial, das der realen Binnenwirt-
schaft nützt. Hierbei kommt neben ei-
nem öffentlichen Zukunftsinvestitions-
programm der Lohnpolitik eine beson-
dere Rolle zu. Es wäre also binnenwirt-
schaftlich absolut falsch, der Tarifpoli-
tik zur Rettung aus dem Abwärtsstrudel
der Finanzmärkte Opfer abzuverlangen.

Vielmehr weist die Tarifforderung der
IG Metall von acht Prozent in die richti-

ge Richtung. Sie zielt darauf, überschüs-
sige Gewinne, die spekulativ angelegt
werden, zugunsten der Löhne zu redu-
zieren. Gerade in der Metall- und Elek-
troindustrie ist der Anteil der Profite,
die nicht in die Finanzierung von Sa-
chinvestitionen geflossen sind, beson-
ders gestiegen.

Die IG Metall hat ihre Lohnpolitik bis-
lang an der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung orientiert. Damit es ihr ge-
lingt, überschüssige Profite abzuschöp-
fen, muss sie die überdurchschnittlich
gute Branchenentwicklung stärker be-
rücksichtigen. Dabei sollte sich die
Lohnpolitik nicht an konjunkturellen
Ausschlägen, sondern an der mittelfri-
stigen Entwicklung ausrichten. Orientie-
rungsgrößen sind die Produktivität, die
in der Metallbranche auch künftig um
über vier Prozent pro Jahr wachsen
dürfte, sowie die Inflationsrate. Ein so
bemessener Lohnzuschlag verbessert
die reale Kaufkraft. Und er ist ein pro-
bates Mittel, um den Abschwung, der
durch die Finanzkrise angetrieben wird,
zu bremsen.

Rudolf Hickel ist Direktor des Insti-
tuts

Arbeit und Wirtschaft der Uni Bre-
men.

© 2008 PMG Presse-Monitor GmbH

1


